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Bauen  
ausserhalb  
der Bauzone
Bauen in einer Nichtbau-
zone? Dieser Widerspruch 
stellt Bauherrschaft und 
Planende vor Herausfor-
derungen. Die kantonale 
Baudirektion erleichtert 
mit neuen praxisbezogenen 
Merkblättern die Planung 
von Bauprojekten ausser-
halb der Bauzone.
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Amt für Raumentwicklung
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www.zh.ch/bauvorschriften  Bauen 
an besonderer Lage  Bauen ausserhalb 
von Bauzonen

Das Bauen ausserhalb der Bauzonen ist 

nur für landwirtschaftliche und stand-

ortgebundene technische Bauten und 

Anlagen sowie unter strengen Voraus-

setzungen zulässig. Aufgrund der Viel-

zahl an unterschiedlichen Gebäuden 

und Nutzungen existiert im Kanton Zü-

rich eine fundierte Bewilligungspraxis. 

Zulässigkeit eines Baus muss 
geprüft werden
Landwirtschafts-, Freihalte- und Reser-

vezonen sind «Nichtbauzonen». Hier  

gilt ein Bauverbot. Sollen dennoch aus-

serhalb der Bauzone Bauten und Anla-

gen geändert oder erstellt werden, wer-

den im Baubewilligungsverfahren ihre  

orts-, objekt- und nutzungsspezifischen 

Merk male beurteilt. Unter welchen Vor-

aussetzungen ein solcher Bau zulässig 

ist, regeln das eidgenössische Raum-

planungsgesetz (RPG) und die Raum-

planungsverordnung (RPV). Der Vollzug 

dieses Bundesrechts ist an die Kantone 

delegiert.

Das zuständige kantonale Amt für 

Raum entwicklung klärt angesichts der 

vielfältigen Ausgangslagen bei Baupro-

jekten und Umnutzungen laufend zahl-

reiche Detailfragen. Dabei orientiert sich 

dessen Fachstelle Landschaft an der 

Rechtsprechung. Auch den zunehmen-

den Schutz- und Nutzungsansprüchen 

an die Landschaft ausserhalb des Sied-

lungsgebiets muss die Vollzugspraxis 

möglichst gerecht werden. 

Transparenz für die Planung 
schaffen
Dieses fundierte Fachwissen zum Bau-

en ausserhalb der Bauzone ist nun in 

Merkblättern und Arbeitshilfen trans-

parent festgehalten. Mit diesen einfach 

zugänglichen Hilfsmitteln können sich 

alle Bauwilligen und Planenden innert 

Kürze eine Übersicht über die fall- und 

objektspezifischen Beurteilungskrite-

rien für ihr Bauvorhaben verschaffen. 

Sie brauchen sich weder vertieft mit 

Gesetzestexten und Gerichtsentschei-

den auseinanderzusetzen noch für all-

gemeine Fragen zusätzliche Beratungs- 

leistungen zu beanspruchen. Ihre Pla-

nungssicherheit wird erhöht.

In die Landschaft einbetten
Wichtiges Kriterium zur Beurteilung  

einer Baubewilligung ist aus Sicht des 

Landschaftsschutzes, ob eine vorge-

sehene Baute genau hier zu stehen 

kommen muss, ob sie also ortsgebun-

den ist. Ist sie zulässig, ist auch ihre Ge-

staltung wichtig, denn (auch) landwirt-

schaftliche Bauvorhaben müssen in die 

Landschaft passen. Im Folgenden wird 

dies für typische Gebäudetypen bezie-

hungsweise Situationen beleuchtet. 

Das Landschaftsbild muss durch landwirtschaftliche Bauvorhaben erhalten 
bleiben,  bestenfalls kann es sogar aufgewertet werden. 

Im Bild: Bauernhof am Siedlungsrand mit Solaranlage am Greifensee. 
Quelle: ARE
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Ökonomiegebäude und  
betriebsnotwendige Anlagen
Grundsätzlich sind alle Bauten und Anla-

gen, die zur landwirtschaftlichen Bewirt-

schaftung oder für den produzierenden 

Gartenbau nötig sind, in der Landwirt-

schaftszone zonenkonform. Dazu zäh-

len Ökonomiegebäude wie Ställe oder 

Remisen, aber auch Hochsilos, Silobal-

lenlager oder Weideunterstände. 

Die Erscheinung solcher landwirtschaft-

licher Gebäude hat sich durch den 

Strukturwandel in der Landwirtschaft 

und durch die rasch voranschreitende 

technische Entwicklung in den letzten 

Jahren stark verändert. Grössere Be-

triebe bedingen grössere Bauten und 

Anlagen. Aufgrund ihrer weitreichenden 

Wirkung in der Landschaft sind Neu-

bauten oder Umbauten möglichst land-

schaftsverträglich zu planen. 

Landwirtschaftliche Wohnbauten
Wohngebäude für die Betriebsleiter-

familie und die abtretende Generation  

sind in der Landwirtschaftszone nur 

dann zonenkonform, wenn sie für die 

Ausübung der Landwirtschaft notwen-

dig sowie nicht überdimensioniert sind. 

Ausserdem muss der Betrieb mit einer 

gewissen Grösse voraussichtlich län-

gerfristig bestehen können. 

Direktverkauf und Nebenbetriebe
Bauten und Anlagen für den Verkauf 

landwirtschaftlicher oder gartenbau-

licher Produkte gelten als zonenkon-

form, wenn die Produkte aus der Region  

stammen und zu mehr als der Hälfte 

am Betriebsstandort oder in einer Pro-

duktionsgemeinschaft erzeugt werden. 

Dabei ist der Charakter des Betriebs zu 

wahren. Für landwirtschaftliches Ge-

werbe können unter gewissen Voraus-

setzungen zudem nichtlandwirtschaft-

liche Nebenbetriebe bewilligt werden.

Pferdehaltung
Die Haltung von Pferden ist gemäss 

Bundesrecht keine Tätigkeit, die in je-

dem Fall ausserhalb der Bauzone 

stattfinden muss. Sie ist deshalb im 

Raumplanungsgesetz (RPG) als einzi-

ge Tierhaltung separat geregelt: Ge-

mäss Art. 16abis RPG sind Bauten und 

Anlagen für die Haltung von Pferden 

auf bestehenden Landwirtschaftsbe-

trieben zonenkonform. Art.  34 b der 

Raumplanungs verordnung (RPV) kon-

kretisiert den Rahmen und den zuläs-

sigen Umfang der landwirtschaftlichen 

Pferdehaltung.

Standortgebundenheit ist  
Voraussetzung 
Alle nichtlandwirtschaftlichen Bauten 

und Anlagen benötigen in der Land-

wirtschaftszone eine Ausnahmebe-

willigung. In welchen Fällen diese er-

teilt werden kann, regeln wiederum das 

RPG und die RPV.

Einen Sonderfall stellt die Freihaltezone 

dar: Sie ist zwar eine Nichtbauzone wie 

die Landwirtschaftszone. Die dort zu-

lässigen zonenkonformen Bauten und 

Anlagen sind aber im kantonalen Pla-

nungs- und Baugesetz (PBG) geregelt. 

In sogenannten Reservezonen können 

keine zonenkonformen Bewilligungen, 

sondern nur Ausnahmebewilligungen 

erteilt werden. 

Was Standortgebundenheit  
bedeutet
Ausserhalb der Bauzonen kann für Bau-

ten und Anlagen nach Art. 24 RPG eine 

Ausnahmebewilligung erteilt werden, 

wenn diese zwingend auf den vorge-

sehenen Standort angewiesen, also 

standortgebunden sind. 
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Sind landwirtschaftliche Öko-
nomiegebäude wie Ställe 
oder Remisen hinsichtlich 
Standort und Ausgestaltung 
für eine zweckmässige Be-
wirtschaftung notwendig, 
gelten sie als in der Land-
wirtschaftszone zonenkon-
form.

Landwirtschaftliche 
Ökonomiegebäude

Art. 16a Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Zonenkonform sind Bauten und Anlagen,
die zur landwirtschaftlichen Bewirtschaftung oder
für den produzierenden Gartenbau nötig sind. [...]“

Bewilligungs-
voraussetzungen

Bauten und Anlagen in der Land-
wirtschaftszone sind zonenkon-
form, wenn sie den folgenden 
Zwecken dienen:
 - der bodenabhängigen Bewirt-
schaftung; 

 - einer bodenunabhängigen Tier-
haltung, welche dem bodenab-
hängigen Hauptbetriebszweig 
untergeordnet ist (innere Auf-
stockung); 

 - der Produktion verwertbarer 

und Nutztierhaltung;
 - der Bewirtschaftung natur-
naher Flächen.

Aufbereitung, Lagerung und Verkauf 

Bauten für die Aufbereitung, die Lagerung oder den 
Verkauf sind im Betriebszentrum anzuordnen, bes-
tenfalls als Einbau in bestehende Gebäude. An- oder 
Neubauten haben sich den übrigen Gebäuden unter-
zuordnen und gut in die Landschaft einzupassen.

Mehr als die Hälfte der erzeugten Produkte müssen 
vom Standortbetrieb oder von Betrieben derselben 
Produktionsgemeinschaft stammen.

Die Herkunft der übrigen Produkte muss aus der 
Region stammen (Umkreis maximal 15 km).

Die Aufbereitung, die Lagerung und der Verkauf 
dürfen nicht industrieller oder gewerblicher Art sein. 

Der landwirtschaftliche oder gartenbauliche Cha-
rakter des Standortbetriebes ist zu wahren. Für 

-
triebe (Besenbeiz, Schlafen im Stroh etc.) ist das 
Merkblatt „  und nichtlandwirtschaftliche 
 Nebenbetriebe“ massgebend. 

Remisen
Der maximale Remisenraum von landwirtschaftlichen 
Betrieben wird gestützt auf die FAT-Richtlinien (vgl. 
Bericht Nr. 590/2002) bestimmt. Der tatsächliche 
Flächenbedarf ist mittels Maschinenliste zu belegen. 
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Einschränkungen für 
landwirtschaftliche Betriebe 
(0.20 bis 1.0 SAK)
 - Nur in bestehenden Gebäuden;
 - Maximal 3 Pferde / ha landwirt-

 - Zukunftsfähiges Betriebskonzept.

Bewilligungsvoraus-
setzungen

 - Bestehender/s landwirtschaftlicher/s 
Betrieb oder Gewerbe;

 - Überwiegend betriebseigene Futter-
grundlage und Weiden;

 - Keine Errichtung neuer Wohn-
bauten im Zusammenhang mit 

Die Bauten und Anlagen müssen sich 

dürfen nicht überdimensioniert sein 
-

wiegenden öffentlichen Interessen 
-

Weitere Informationen können der 
-

schaft“ entnommen werden.

Bundesrecht keine Tätigkeit, die in 
jedem Fall ausserhalb der Bauzone 

geregelt.
-
-

schaftliche oder eine hobbymässige 
Pferdehaltung betrieben wird. Das 
nebenstehende Diagramm zeigt, 
 welches Merkblatt nähere Angaben 
enthält.

Gesetzliche Grundlagen

Gemäss Art. 16abis -

-
schaftsbetrieben zonenkonform.

bzw. den zulässigen Umfang der 
landwirtschaftlichen Pferdehaltung.

Dieses Merkblatt informiert 
über die gesetzlichen Rah-
menbedingungen und die Be-
willigungspraxis zur landwirt-
schaftlichen Pferdehaltung 
ausserhalb der Bauzonen. 

Art. 16abis Raumplanungsgesetz (RPG)

„Bauten und Anlagen, die zur Haltung von Pferden nötig sind, werden auf einem 
bestehenden landwirtschaftlichen Gewerbe im Sinne des Bundesgesetzes über 
das bäuerliche Bodenrecht als zonenkonform bewilligt, wenn dieses  Gewerbe 

über eine überwiegend betriebseigene Futtergrundlage und Weiden für die 
 Pferdehaltung verfügt.“

Landwirtschaftliche
Pferdehaltung

Ja

Ist Ihr Betrieb
direktzahlungsberechtigt?

 Landwirtschaftliche 
Pferdehaltung

Ihr Betrieb?

Merkblatt 
 Landwirtschaftliche 

Pferdehaltung

Art. 16abis

Merkblatt
 Landwirtschaftliche 

Pferdehaltung

Art. 16abis

 Merkblatt
Hobby mässige 
 Pferdehaltung

Nein
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Wohnungen in der Landwirt-
schaftszone können für die 
Betriebsleiterfamilie und die 
abtretende Generation eines 
landwirtschaftlichen Gewerbes 
geschaffen werden, sofern  diese 
für den Betrieb unentbehrlich 
sind.

 Art. 34 Abs. 3 Raumplanungsverordnung (RPV)

„Zonenkonform sind Bauten für den Wohnbedarf, der für den Betrieb des ent-
sprechenden landwirtschaftlichen Gewerbes unentbehrlich ist, einschliesslich des 

Wohnbedarfs der abtretenden Generation.“

Gesetzliche Grundlagen

Im Sinne von Art. 16a Abs. 1 Raumpla-
nungsgesetz (RPG) und Art. 34 Abs. 3 
Raumplanungsverordnung (RPV) gel-
ten Wohngebäude für die Betriebslei-
terfamilie und die abtretende Gene-
ration in der Landwirtschafts zone nur 
dann als zonenkonform, wenn sie hin-
sichtlich Standort und Ausgestaltung 
für eine zweckmässige Ausübung der 
Landwirtschaft notwendig sowie nicht 
überdimensioniert sind und der Be-
trieb voraussichtlich längerfristig be-
stehen kann. Der Wohnbedarf muss 
für den Betrieb unentbehrlich sein.

Neuer Wohnraum muss einem land-
wirtschaftlichen Gewerbe gemäss 
Art. 7 des Bundesgesetzes über 
das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) 
dienen.

Wohnungstyp Max.
Fläche

Min. 
SAK* Beurteilungshinweise

Bestehendes 
 Betriebsleiterwohnhaus 220 m2 1.0 Abbruch mit Neubau an

gleichem Standort möglich

Neues 
 Betriebsleiterwohnhaus 220 m2 2.5 Aussiedlung mit Wohnhaus kann 

geprüft werden

Altenteil für die 
 abtretende 
zweite Generation

120 m2 1.0 An- oder Einbau möglich

120 m2 1.5 Neubau im Betriebszentrum, 
wenn Ein- / Anbau nicht möglich

Wohnung / Zimmer für 
Angestellte

Nach Be-
darf, max. 
100 m2

4.0

Nachweis über den effektiven 
Bedarf, wenn nachweislich keine 
verfügbare Wohnung in naher 
Bauzone

*Standardarbeitskräfte gemäss Berechnung der Baudirektion

Bewilligungs-
voraussetzungen

 - Es handelt sich um ein landwirt-
schaftliches Gewerbe im Sinne von 
Art. 7 BGBB.

 - -
urteilung der Situation vorzunehmen.

 - Die dauernde Anwesenheit auf dem 
Betrieb muss für die Überwachung 
der Tiere unerlässlich sein und mit-
tels Fachgutachten belegt werden.

 - Neubauten sind nur bewilligungsfä-
hig, wenn der Betrieb nicht von einer 
nahen Wohnzone oder von einem 
bereits dem Inhaber gehörenden 
Haus überwacht werden kann. 

Gemäss bundesgerichtlicher Recht-
sprechung gelten zudem folgende 
Richtwerte:

 - Abstand Neubaustandort zur nächs-
ten Bauzone: >300 m

 - Zumutbarer Abstand zwischen aktu-
ellem Wohnort und Betriebszentrum:

Tierhaltung*: 1 km bis 2 km
Gärtnereibetriebe*: 4 km

Art und Typ des Betriebs, insbesondere der Tier-
haltung beurteilt.

Landwirtschaftliches 
Wohnen
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Art. 16a Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Zonenkonform sind Bauten und Anlagen, die zur landwirtschaft-
lichen Bewirtschaftung oder für den produzierenden Gartenbau nötig 

sind. [...]“

Silos und Siloballenlager können in 
der Landwirtschaftszone bewilligt 
werden, sofern sie für die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung not-
wendig sind. Bei der Planung von 
Silos muss aufgrund ihrer Grösse 
besonders auf eine gute landschaft-
liche Einordnung geachtet werden.

Bewilligungsvoraus setzungen

Silos und Siloballenlager können gemäss 
Art. 16a Raumplanungsgesetz (RPG) und 

aufgrund eines nachgewiesenen land-
wirtschaftlichen Bedarfs in der Landwirt-
schaftszone bewilligt werden.

Standortwahl und Einpassung
in die Landschaft
(Art. 3 RPG)
Silos sind im Betriebszentrum und nicht ab-
gesetzt in der freien Landschaft zu planen. 

zu beachten: 
 -  
(Kreten oder Kuppen meiden)

 -
 -
 - Siedlungsgefüge

 - -
-

tionale Betriebsentwicklung gewähr-
leisten) 

 - Aspekt Geruchsemissionen beachten
 -
 - idealerweise zwischen bestehenden 
Gebäuden positionieren

Volumen
 -
nach dem landwirtschaftlich ausgewiese-
nen Bedarf, der im Rahmen des Bauge-
suchs zu belegen ist.

 - -
nau zu prüfen, insbesondere bei Hochsi-

 -
grossen Hochsilo auch zwei niedrige 
realisiert werden könnten.

Farben von Hochsilos
 - matte, nicht glänzende Farben und Mate-

 - Farbgebung ist standortabhängig; das 
Silo soll sich der Umgebung anpassen:
 -
(dunkelblau, schwarz etc.)

 -
Hintergrund angepasste Farbe

 -

Silos und Siloballenlager
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Bewilligungs-
voraussetzungen

Neubauten 
Neubauten und zugehörige Bauten 
und Anlagen müssen vollständig in 
der Bauzone erstellt werden und dür-
fen nicht über die Zonengrenze hinaus 
errichtet werden. Entsprechend dürfen 
zu neuen Gebäuden in der Bauzone 
gehörende  Vordächer, Dachvorsprün-
ge, Treppenabgänge, Lichtschächte, 
Balkone, Parkplätze, Zugangswege, 
Gartensitzplätze, Gartenhäuser, Klein-
tierställe, Cheminées, Schwimmbä-
der, Biotope, Zaunanlagen, Mauern, 
Vorgärten usw. ebenfalls nur in der 
Bauzone realisiert werden und nicht 
darüber hinaus ragen.

Umgebungsgestaltung
Das natürliche Terrain an der Zonen-
grenze darf nicht verändert werden. 
Davon ausgenommen sind einzig ge-
ringfügige Böschungen oder Abgra-
bungen. Sie sind an der Bauzonen-
grenze bis 0,5 m Höhe und 1 m Länge 
zulässig, sofern sie sich gut in die Um-
gebung einordnen.

Überstellen der 
Bauzonengrenze

Gesetzliche Grundlagen

Landwirtschafts-, Freihalte- und Re-
servezonen sind keine Bauzonen, 
obwohl diese einen Bestandteil der ei-
genen Bauparzelle darstellen können. 
Bei Bauten und Anlagen, welche in 
einer Bauzone erstellt werden, dürfen 
deshalb keine Bauteile oder zum Bau 
gehörende Anlagen (Zugangswege, 
Parkplätze, Mauern, Vorgärten, Gar-
tenhäuser, Sitzplätze, Balkone, Vor-
dächer, Dachvorsprünge usw.) über 
die Zonengrenze hinaus in die Nicht-
bauzone hineinragen oder dort erstellt 
werden.
Die Tatbestände über die Befreiung 

Bauverfahrensverordnung (BVV) gel-
ten ausserhalb der Bauzone nicht.

Ein wichtiges Gebot der Raum-
planung ist die Trennung von 
Bauzone und Nichtbauzone. Das 
Merkblatt „Überstellen der Bau-
zonengrenze“ orientiert über die 
Bewilligungspraxis für Vorhaben 
an der Grenze zwischen Bau- und 
Nichtbauzone. 

Bauzone

Nichtbauzone

Parze
llengrenze

Art. 1 Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Bund, Kantone und Gemeinden sorgen dafür, dass der Boden haushälterisch 
genutzt und das Baugebiet vom Nichtbaugebiet getrennt wird.“
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einen positiven Effekt haben. Um den 
Charakter einer Landschaft und ihre 
biologische Vielfalt zu erhalten, ist es 
deshalb wichtig, die landschafts- und 

Ausserhalb der Bauzonen dürfen des-
-
-

gestaltung ist darauf zu achten, dass 

Standortbedingungen zurechtkom-
men und sich gut in das Landschafts-
bild einfügen oder dieses aufwerten.

Wohnhäusern zulässig, der sich bis 
max. 7 m ab Gebäudefassade er-
streckt. Im Fernbereich (über die 7 m 

zulässig, sofern sie die Einpassung der 
Baute in die Landschaft verbessern 
oder typisch für diesen Landschafts-
raum sind und ihn damit aufwerten.

Invasive Neophyten sind 
verboten
(Art. 1 und 2 Freisetzungsverordnung, FrSV) 

-
den im Siedlungsgebiet eingesetzt, so  

Verwendung einheimi-

(Art. 1 NHG)

Eine Landschaft wird wesentlich von 
der vorhandenen Vegetation in Wäl-

Einzelbäumen und -sträuchern ge-
prägt. Sowohl die Verteilung als auch 

-
arten spielen für das Landschaftsbild 
eine grosse Rolle. Einerseits sind es 
die natürlich vorkommenden Arten, 
anderseits aber auch vom Menschen 

-
bäume). 

-
ten abhängig. Diese bieten neben der 
notwendigen Futtergrundlage auch 

und weitere Tiere. Des Weiteren ge-
-

in Wechselwirkung. Auch auf das Lo-

Bei Garten- und Umgebungsge-
-

nen sind einheimische, standort- Art. 1 lit. a und d Bundesgesetz über den
Natur- und Heimatschutz (NHG)

Art. 3 Abs. 2 lit. d Raumplanungsgesetz (RPG)
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Weideunterstand als 
Witterungsschutz

Art. 16a Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Zonenkonform sind Bauten und Anlagen, die zur landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung oder für den produzierenden Gartenbau nötig sind.[...]“

Das Erstellen von Weideunter-
ständen als Witterungsschutz 
ist für zonenkonforme Landwirt-
schaftsbetriebe auf abgelegenen 
Weiden möglich. Voraussetzung 
ist, dass im Hofbereich entspre-

-
gung stehen.

Bewilligungs-
voraussetzungen
(Art. 16a RPG, Art. 34 RPV)

 - zonenkonformer, landwirtschaft licher 
Betrieb mit mindestens 0.65 Stan-
dardarbeitskräften (SAK);

 - für landwirtschaftliche Nutztiere vor-
gesehen;

 - für die Tierhaltung steht im Winter 
ein Stall zur Verfügung;

 - der betriebliche Bedarf wird durch 
die Gesuchstellenden zweifelsfrei 
nachgewiesen.

Allgemeines 
Ein Weideunterstand gilt nicht als Stall. 
Weidunterstände sind meist bei Milch-
vieh- oder Mutterkuhbetrieben not-
wendig, welche die Tiere während der 
gesamten Vegetationszeit auf abgele-
genen Weiden halten.

Für Tränken ist ein ausreichender Ab-
stand zum Weideunterstand vorzuse-
hen.
Tränkstellen und Fressplätze sind so 
zu gestalten, dass keine Gefahr für die 
Gewässer entsteht. Weideunterstän-
de dürfen sich nicht in einer Grund-
wasserschutzzone, einem Grundwas-
serschutzareal oder in Gewässernähe 

Grösse
Gemäss Minimalanforderung der Tier-
schutzverordnung gilt für Vieh je nach 

Weideunterstände sind nur einge-
schossig und ohne separaten Stroh- 
und Futterlagerraum oder Heuboden 
möglich.

Ausführung / Materialisierung

Fundation
Nur minimale Fundation, maximal 
Punktfundamente.

Boden
Bestenfalls Naturboden, kein beto-
nierter Boden zulässig (auch kein be-
tonierter Vorplatz). 

Einordnung und Gestaltung

Standort
Aus Tier- und Gewässerschutzgründen ist ein trockener 
Standort zu wählen. Der Boden muss trocken und sauber 
gehalten werden. Die Entstehung von Morast ist auch in der 
näheren Umgebung des Unterstands zu vermeiden.
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Bauliche Möglichkeiten

Wohnraum- und / oder Gewerbeerweiterungen sind nur in-
nerhalb der bestehenden Gebäudehülle zulässig. Volumen-
vergrösserungen wie An- und Aufbauten oder unterirdische  
Erweiterungen dürfen nicht vorgenommen werden. Auch sind 
Abbruch und Wiederaufbau sowie neubauähnliche Umgestal-
tungen (z. B. Auskernungen) nicht möglich.
Die äussere Erscheinung und die bauliche Grundstruktur 

müssen im Wesentlichen unverändert 
bleiben. Für die Umnutzungen gibt es 

Weitere Vorgaben

Die Baute darf für den bisherigen 
Zweck nicht mehr benötigt werden und 
die neue Nutzung darf keine unnötige 
Ersatzbaute zur Folge haben. Es sind 
höchstens geringfügige Erweiterun-
gen der Erschliessung zulässig. Die 
umliegende landwirtschaftliche Nut-
zung darf nicht beeinträchtigt werden.
Es kann auch dann kein Ersatzneubau 
bewilligt werden, wenn sich der Um-
bau gemäss den bewilligten Plänen im 
Verlauf der Ausführungsplanung oder 
der Umbauphase als nicht durchführ-
bar erweisen sollte. Ein Wiederaufbau 
ist auch nach einer allfälligen Zerstö-
rung aufgrund unvorhergesehener Er-
eignisse während der Bauphase nicht 
möglich.

Nach einem Umbau im Sinne von   
Art. 39 Abs. 1 RPV ist eine spätere 
Beurteilung nach Art. 24c RPG ausge-
schlossen.

Bauten im Streusiedlungsgebiet

Bewilligungs-
voraussetzungen

Bestehende Bauten, die Wohnungen 
enthalten, können vollständig zu land-
wirtschaftsfremden Wohnzwecken um- 
genutzt werden.
Nach der Änderung müssen die Wohn-
bauten ganzjährig bewohnt sein.

Ebenfalls sind Zweckänderungen im 
Rahmen eines örtlichen Kleingewer-
bes (beispielsweise Käsereien, holz-
verarbeitende Betriebe, mechanische 
Werkstätten, Schlossereien, Detail-
handelsläden, Wirtshäuser) möglich. 
Der Gewerbeteil darf dabei nicht mehr 
als die Hälfte der Baute oder des 
 Gebäudekomplexes ausmachen.

Streusiedlungsgebiete sind, wie 
es der Name schon sagt, durch 
verstreute Einzelbauten geprägt. 
In den im kantonalen Richtplan 
festgelegten Streusiedlungsge-
bieten soll die Dauerbesiedlung 
im Hinblick auf die angestrebte 
räumliche Entwicklung gestärkt 
werden.

Art. 39 Abs. 1 Raumplanungsverordnung (RPV)

„In Gebieten mit traditioneller Streubauweise, die im kantonalen Richtplan 
räumlich festgelegt sind und in denen die Dauerbesiedlung im Hinblick auf die 

anzustrebende räumliche Entwicklung gestärkt werden soll, können die  Kantone 
als standortgebunden (Art. 24 Bst. a RPG) bewilligen: [...]“
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Bienenhäuser

Bewilligungs-
voraussetzungen

Ausserhalb der Bauzone gelten 
Bienenhäuser und Bienenkästen / 
-magazine als standortgebun-
den (Art. 24 RPG).

Voraussetzung ist, dass die Ge-
suchstellerschaft über einen Im-
kernachweis verfügt, Mitglied in 
einem Bienenzüchterverein ist 
oder entsprechende Kurse nach-
weisen kann.

Hinweis
Da der Aufwand für die verant-
wortungsvolle Betreuung von 
Bienenvölkern gross ist, ist ein 
Einstieg in die Imkerei mit einer 
maximalen Anzahl von vier bis 
fünf Völkern zu empfehlen.

Bienenhäuser und Bienen-
kästen / -magazine gelten als 
standortgebundene Bauten, 
sofern bestimmte Voraus- 
setzungen erfüllt sind. Wird 
die Bienenhaltung aufgege-
ben, muss die Baute wieder 
entfernt werden.

Art. 24 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Abweichend von Art. 22 Abs. 2 Buchstabe a können Bewilligungen erteilt werden, Bauten und 
Anlagen zu errichten oder ihren Zweck zu ändern, wenn:

a. der Zweck der Bauten und Anlagen einen Standort ausserhalb der Bauzonen erfordert; und 
b. keine überwiegende Interessen entgegenstehen.“

Einordnung 
und Gestaltung

Lage
Bienenhäuser und Bienenkäs-
ten / -magazine sind insgesamt 
so zu planen, dass keine über-
mässige Beeinträchtigung durch 
Bienenimmissionen entsteht.

Grenz-, Wald-, Strassen- und 
Gewässerabstände sind einzu-
halten.

Ein Standort mitten in einem 
Feld oder in einer unüberbauten 
Landschaftskammer ist aufgrund 
der schlechten Einpassung in die 
Landschaft nicht möglich.

Im Wald dürfen keine Bienen-
häuser errichtet werden.

Gestaltung
Das Bienenhaus ist so zu ge-
stalten, dass es sich gut in die 
Landschaft einordnet (Standort, 
Materialisierung, Grundriss, Vo-
lumen, Dachform, Ausrichtung, 
Farbwahl).

Schutz der Wildbienen
Rund 600 Wildbienenarten leben in der Schweiz. Davon sind etwa 45 % 
mangels artenreicher Lebensräume mit geeigneten Nistplätzen und Fut-

-
kurrenziert die Honigbiene die Wildbienen um die Nahrung, was sich bei 

-
sem Grund sind Bienenhäuschen in Naturschutzgebieten nicht erlaubt 
und sollten einen möglichst grossen Abstand zu diesen einhalten.
Die Förderung eines vielseitigen Trachtangebots (Pollen / Nektar) in der 
Landschaft hilft zusätzlich, diese Konkurrenzsituation zu entschärfen.
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Standortgebundenheit

Standortgebunden ist ein Vorhaben, 
wenn es aus objektiven Gründen an 
einen bestimmten Ort (ausserhalb der 
Bauzonen) gebunden ist. Dabei han-
delt es sich um eine positive Standort-
gebundenheit.
Als positiv standortgebunden gelten 
z.B. Wasserreservoire, Trafostationen, 
Mobilfunkanlagen, Pumpwerke, Quell-
wasserfassungen etc. bei entspre-
chender Standortbegründung.

Wenn ein Vorhaben nicht in einer 
Bauzone realisiert werden kann (z.B. 
aufgrund von Emissionen) liegt eine  
negative Standortgebundenheit vor.

Subjektive Gründe sind für den Bewil-
ligungsentscheid nicht massgebend. 

Für gewisse Infrastrukturbauten nach 
eidgenössischem oder kantonalem 
Recht, wie Strassen, Brücken und 
Wasserbauten, besteht ein Spezial-
gesetz, das ein Plangenehmigungs-
verfahren mit umfassender Interes-
senabwägung vorschreibt. Solche 
Vorhaben benötigen keine zusätzliche 
Ausnahmebewilligung für das Bauen 

Gesetzliche Grundlagen

Nach Art. 22 Abs. 2 des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) werden Bau-
ten und Anlagen bewilligt, wenn diese 
dem Zweck der Nutzungszone ent-
sprechen.
Ausserhalb der Bauzone gilt dies vor-
wiegend für landwirtschaftliche Bau-
ten und Anlagen. Sind die Voraus-
setzungen für eine zonenkonforme 
Bewilligung nicht gegeben, kann eine 
Ausnahmebewilligung geprüft werden. 

Eine Ausnahmebewilligung nach 
Art. 24 RPG setzt voraus, dass die 
Baute oder Anlage zwingend auf den 
vorgesehenen Standort angewiesen 
ist und dem Vorhaben keine überwie-
genden Interessen entgegenstehen. 

Ausserhalb der Bauzonen kann 
für Bauten und Anlagen eine 
Ausnahmebewilligung erteilt 
werden, wenn diese zwingend 
auf den vorgesehenen Stand-
ort angewiesen, also standort-
gebunden sind.

Art. 24 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Abweichend von Art. 22 Abs. 2 Buchstabe a können Bewilligungen erteilt wer-
den, Bauten und Anlagen zu errichten oder ihren Zweck zu ändern, wenn:

a. der Zweck der Bauten und Anlagen einen Standort ausserhalb der Bauzonen 
erfordert; und 

b. keine überwiegende Interessen entgegenstehen.“

Standortgebundene Bauten 
und Anlagen
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Bewilligungs-
voraussetzungen

 - Die Baute wurde rechtmässig bewil-
ligt und ist in ihrer Substanz erhalten.

 - Die statischen Teile der Baute sind 
insgesamt in einem guten Zustand 
oder nur zu einem kleinen Teil er-
neuerungsbedürftig.

 - Es werden keinerlei bauliche Mass-
nahmen (An-, Neu-, Um- oder Ein-
bauten) vorgenommen.

 - Der einfache Unterhalt ist statthaft.
 - Eine Gesamtsanierung mit Wär-
medämmung der Gebäudehülle, 
Brandschutzmassnahmen etc. ist 
nicht zulässig. 

 - Die Zweckänderung hat keinen Er-
satzbau zur Folge.

 - Die Zweckänderung hat keine neuen 
Auswirkungen auf Raum, Erschlies-
sung und Umwelt sowie keine neuen 
Erschliessungsmassnahmen oder 
eine Nutzungsintensivierung zur 
Folge.

 - Zweckänderungen zu Wohnnutzun-
gen oder Aufenthaltsräumen sind 
nicht zulässig.

Zweckänderung ohne 
bauliche Massnahmen

Gesetzliche Grundlagen

Wird ein Gebäude oder eine Anlage 
ausserhalb der Bauzonen für den ur-
sprünglich vorgesehenen Zweck nicht 
mehr benötigt, kann nach Art. 24a 
RPG die Änderung des Zwecks die-
ser Baute oder Anlage bewilligt wer-
den, sofern keine baulichen Massnah-
men am Gebäude oder der Anlage 
notwendig sind. Die entsprechende 
Ausnahmebewilligung wird unter dem 
Vorbehalt erteilt, dass bei veränderten 
Verhältnissen neu verfügt wird. 

Art. 24a RPG ist auf alle rechtmässig 
bestehenden Bauten ausserhalb der 
Bauzone anwendbar. 
Bauten, die als landwirtschaftliche 
Bauten bewilligt worden sind, aber nie 
zu diesem Zweck verwendet wurden, 
sind nicht rechtmässig bestehend. 
Art. 24a RPG ist in solchen Fällen 
nicht anwendbar.

Ausserhalb der Bauzone dürfen 
nicht mehr für ihren ursprüngli-
chen Zweck benötigte Bauten 
oder Anlagen umgenutzt werden, 
solange dafür keine Umbauten 
notwendig sind.

Art. 24a Raumplanungsgesetz (RPG)

„Erfordert die Änderung des Zwecks einer Baute oder Anlage ausserhalb der 
Bauzonen keine baulichen Massnahmen […], so ist die Bewilligung zu erteilen, 

wenn: 

a. dadurch keine neuen Auswirkungen auf Raum, Erschliessung und Umwelt 
entstehen; und 

b. sie nach keinem anderen Bundeserlass unzulässig sind.“
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Art. 24b Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)
„Können landwirtschaftliche Gewerbe [...] ohne ein Zusatzeinkommen nicht 
weiter bestehen, so können bauliche Massnahmen zur Einrichtung eines 

betriebsnahen nichtlandwirtschaftlichen Nebenbetriebs in bestehende Bauten 
und Anlagen bewilligt werden. [...]“

Art. 34 Abs. 2 Raumplanungsverordnung (RPV)
„Zonenkonform sind zudem Bauten und Anlagen, die der Aufbereitung, der 

Lagerung oder dem Verkauf landwirtschaftlicher oder gartenbaulicher Produkte 
dienen, [...].“

Verkauf
(Art. 16a RPG, Art. 34 Abs. 2 RPV)

Bauten und Anlagen für den Verkauf 
überwiegend eigener landwirtschaft-
licher oder gartenbaulicher Produkte 
sind zonenkonform, wenn:
 - die Produkte aus der Region stam-
men (Radius von 15 km) und zu 
mehr als der Hälfte auf dem Stand-
ortbetrieb oder in einer Produktions-
gemeinschaft erzeugt werden,

 - Aufbereitung, Lagerung und Verkauf 
nicht industrieller oder gewerblicher 
Natur sind und

 - der landwirtschaftliche oder garten-
bauliche Charakter des Standortbe-
triebes gewahrt bleibt.

Beiz+Hofladen

Nichtlandwirtschaftliche 
Nebenbetriebe
(Art. 24b RPG, Art. 40 RPV)
Nichtlandwirtschaftliche Nebenbetrie-
be mit einem engen sachlichen Bezug 
zum landwirtschaftlichen Gewerbe 
(z.B. Besenbeiz mit selbst produzier-
ten Lebensmitteln) können innerhalb 
von bestehenden, nicht mehr für land-
wirtschaftliche Zwecke benötigten Ge-
bäuden bewilligt werden. 

Erweiterungen ausserhalb der beste-
henden Bauten können nur zugelas-
sen werden, sofern in den bestehen-
den Bauten kein oder zu wenig Raum 

aller nichtlandwirtschaftlichen Ne-
benbetriebe ist auf 100 m² je Betrieb 
beschränkt. Einbauten in bestehende 
Bauten werden nur zur Hälfte ange-
rechnet, das heisst  bis max. 200 m².

Nichtlandwirtschaftliche Nebenbetrie-
be ohne engen sachlichen Bezug zum 
landwirtschaftlichen Gewerbe werden 
nur bewilligt, wenn mit einem Betriebs-
konzept zweifelsfrei nachgewiesen 
wird, dass der Landwirtschaftsbetrieb 
ohne das Zusatz einkommen des Ne-
benbetriebs nicht weiter bestehen kann.
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Bauten und Anlagen dann, wenn sie keinen körperlichen Zu-
sammenhang mit einer ehemals landwirtschaftlich genutzten 
Wohnbaute haben. Als unbewohnt gelten auch Bauten, in de-
nen früher nur gelegentlich (z.B. während der Heuernte) Per-
sonen übernachtet haben (Art. 41 Raumplanungsverordnung, 
RPV).
Für nicht mehr benötigte, standortgebundene Bauten und An-
lagen (vgl. Merkblatt „Standortgebundene Bauten und Anla-
gen“) ist Art. 24c RPG ebenfalls nicht anwendbar, da diese für 
einen speziellen Zweck an diesem Ort bewilligt wurden und 
somit an diesem Standort nicht zonenfremd wurden.
In Moorlandschaften von nationaler Bedeutung ist Art. 24c 
RPG nur in beschränktem Mass anwendbar vgl. GIS-Browser 
des Kantons Zürich, Karte „Bundesinventare“).

Grundsätze für Bauvorha-
ben nach Art. 24c RPG

Alle baulichen Veränderungen müs-
sen die Identität der Baute oder An-
lage einschliesslich der Umgebung 
in den wesentlichen Zügen wahren. 
Ob die Identität der Baute oder An-
lage im Wesentlichen gewahrt bleibt 
(vgl. Arbeitshilfe „Wesensgleichheit 
und Identität“ und Arbeitshilfe „Um-
gebungsgestaltung“), ist unter Würdi-
gung der gesamten Umstände zu be-
urteilen. Dabei ist es erforderlich, dass 
das ursprünglich bestehende und das 
veränderte Bauwerk hinsichtlich der 
Grösse, der Nutzungsintensität, der 
Lage, der äusseren Erscheinung und 
der inneren Ausgestaltung objektiv als 
wesensgleich beurteilt werden kön-
nen. Verbesserungen gestalterischer 
Art (z.B. Behebung von „Bausünden“) 
mit einer qualitätsvollen Architektur 
sind zulässig (vgl. Arbeitshilfe „Archi-
tektonische Gestaltung“).

Bauten und Anlagen können unter ge-
wissen Umständen erweitert werden. 
Erweiterungen im Inneren des Gebäu-

Anwendungsbereich von 
Art. 24c RPG

Art. 24c RPG ist anwendbar auf Bau-
ten und Anlagen, die rechtmässig 
erstellt oder geändert worden sind, 

-
standteil des Nichtbaugebiets im Sin-
ne des Bundesrechts wurde (altrecht-
liche Bauten und Anlagen).
Er ist nicht anwendbar auf alleinstehen-
de, unbewohnte landwirtschaftliche 
Bauten und Anlagen. Als alleinstehend 
gelten unbewohnte landwirtschaftliche 

Bauten und Anlagen ausserhalb 
der Bauzonen dürfen gemäss  
Art. 24c Raumplanungsgesetz 
(RPG) erneuert, teilweise geän-
dert, massvoll erweitert und wie-
deraufgebaut werden, wenn sie 
vor dem 1. Juli 1972 rechtmäs-
sig erstellt wurden oder durch 
eine nachträgliche Planänderung 
(z.B. Umzonung einer Bauzone in 
die Landwirtschaftszone) zonen-
fremd geworden sind.
Dies gilt nicht für unbewohnte, 
alleinstehende landwirtschaft-
liche oder standortgebundene 
Bauten und Anlagen.

Art. 24c Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Bestimmungsgemäss nutzbare Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzo-
nen, die nicht mehr zonenkonform sind, werden in ihrem Bestand grundsätzlich 

geschützt.“

Altrechtliche Bauten und Anlagen
Überblick
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Sicherung des Erhalts
Der Fortbestand des Schutzobjekts 

-
barkeit ermöglicht werden. Der Erhalt 
soll für die Grundeigentümerschaft 
zumutbar sein. Der Nachweis, dass 
eine bauliche Veränderung bzw. eine 
Zweckänderung für den dauerhaften 
Erhalt notwendig ist, muss von der 
Grundeigentümerschaft zweifelsfrei 
dargelegt werden.

Schutzumfang
Die für den Denkmalschutz zustän-
dige Behörde prüft die Verträg-
lichkeit der geplanten Umnutzung 
mit den kommunalen und / oder  
kantonalen Schutzzielen und nimmt 
bereits mit der Überweisung der Bau-
gesuchsakten an den Kanton zum 
Vorhaben Stellung.

Bausubstanz
Elemente, welche die Identität der 
Baute oder Anlage prägen oder sogar 

müssen erhalten bleiben.

Gesetzliche Grundlagen

Gemäss Art. 24d Abs. 2 RPG und 
§ 358a Abs. 2 lit. b PBG ist die voll-
ständige Zweckänderung von als 
schützenswert anerkannten Bauten 
und Anlagen zulässig, wenn diese von 
der zuständigen Behörde unter Schutz 
gestellt worden sind und ihre dauernde 
Erhaltung nicht anders sichergestellt 
werden kann. Schutzobjekte werden 

Art. 24d RPG regelt lediglich die Zu-
lässigkeit der Änderung der Nutzung 
sowie damit verbundene bauliche Ver-
änderungen.
Erweiterungen von altrechtlichen 
Wohnbauten sind nach Art. 24c RPG 
zu beurteilen (vgl. Merkblatt „Altrechtli-
che Wohnbauten“). Bei landwirtschaft-
lich genutzten Bauten gelten Art. 16a 
RPG und Art. 34 Abs. 3 Raumpla-
nungsverordnung (RPV) (vgl. Merk-
blatt „Landwirtschaftliches Wohnen“).

Ausserhalb der Bauzonen kön-
nen Bauten und Anlagen einem 
neuen Zweck zugeführt wer-
den, wenn diese unter Schutz  
stehen und ihr Erhalt nicht anders  
sichergestellt werden kann.

Art. 24d Abs. 2 Raumplanungsgesetz (RPG)
„Die vollständige Zweckänderung von als schützenswert anerkannten Bauten 

und Anlagen kann zugelassen werden, wenn:
a. diese von der zuständigen Behörde unter Schutz gestellt worden sind; und 

b. ihre dauernde Erhaltung nicht anders sichergestellt werden kann.“

§ 358a Abs. 2 lit. b Planungs- und Baugesetz (PBG)
„Unter den Bedingungen gemäss Art. 24d RPG sind zulässig:

b. vollständige Zweckänderungen bei als schützenswert anerkannten
Bauten und Anlagen.“

Schützenswerte Bauten
und Anlagen
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Bewilligungsvoraussetzungen

Sämtliche Bauten und Anlagen für die Pfer-
-

so die Umnutzung ohne bauliche Massnah-
men. Die Voraussetzungen sind:
 - Die Pferdehalterin oder der Pferdehalter 
wohnt in einer nahegelegenen Wohnbau-
te (max. 50 m entfernt).

 - Einbauten erfolgen ausschliesslich in be-
-

bäudeteile.
 - Die Umnutzung hat keinen Ersatzneubau 
zur Folge.

 - Maximal vier eigene Pferde 
(keine Pension).

Allwetterausläufe / Paddocks
-

höhe und Lage zu dimensionieren.

 - Mit Festlegung Landschaftsschutz: 
16 m² (Pony) bis 24 m² (Pferd)

 - Landschaftlich wenig sensibel: 
24 m² (Pony) bis 36 m² (Pferd) 

Ausläufe müssen direkt an den Stall an-
grenzen. Nur in begründeten Ausnahme-
fällen kann ein Allwetterauslauf abgesetzt 
vom Stall errichtet werden. 

Hobbymässige Pferdehaltung
und Hinweise für andere Tierarten

Die Haltung von Pferden ist gemäss 
-

dem Fall ausserhalb der Bauzone statt-
-

-

oder eine hobbymässige Pferdehal-
tung betrieben wird. Das nebenstehen-

nähere Angaben enthält.

Gesetzliche Grundlagen

Die hobbymässige Tierhaltung benötigt 
ausserhalb der Bauzone eine Ausnah-

Ausserhalb der Bauzonen dürfen 
in unbewohnten Gebäuden oder 
Gebäudeteilen unter gewissen 
Umständen Pferde und andere 
Tiere gehalten werden. Dieses 
Merkblatt informiert über die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen 
und die Bewilligungspraxis für die 
hobbymässige Pferdehaltung. Es 
gilt jedoch sinngemäss für alle 
 hobbymässigen Tierhaltungen 
ausserhalb der Bauzone.

Art. 24e Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Bauliche Massnahmen werden bewilligt in unbewohnten Gebäuden 
oder Gebäudeteilen, die in ihrer Substanz erhalten sind, wenn sie 

Bewohnern oder Bewohnerinnen einer nahe gelegenen Wohnbaute zur 
hobbymässigen Tierhaltung dienen und eine tierfreundliche Haltung 

gewährleisten.“

Ja

Ist Ihr Betrieb
direktzahlungsberechtigt?

Merkblatt 
 Landwirtschaftliche 

Pferdehaltung
Art. 16abis

 Merkblatt 
 Hobby mässige 
 Pferdehaltung

Nein
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Altrechtliche gewerbliche 
Bauten und Anlagen

Voraussetzungen für 
Zweckänderungen und 
Erweiterungen

Altrechtliche gewerbliche Bauten und 
Anlagen, welche nachweislich vor 
dem 1. Januar 1980 rechtmässig er-
stellt wurden, können erweitert und in 
ihrem Zweck geändert werden, wenn:  

 - die Baute einen eigenständigen 
Betrieb oder zumindest einen we-
sentlichen Teil eines bestehenden 
Betriebs beherbergt; 

 - die neue Nutzung nach keinem an-
deren Bundeserlass unzulässig ist; 

 - höchstens eine geringfügige Erwei-
terung der bestehenden Erschlies-
sung notwendig ist;  

 - sämtliche Infrastrukturkosten, die im 
Zusammenhang mit der Zweckän-
derung der Bauten und Anlagen 
anfallen, vom Eigentümer getragen 
werden; 

 - keine wesentlichen neuen Aus-
wirkungen auf Raum oder Umwelt 
entstehen. 

Gesetzliche Grundlagen 
und Abgrenzung zu Art. 24c 
Raumplanungs gesetz (RPG)

Bei altrechtlichen gewerblichen Bauten 
und Anlagen wird unterschieden zwi-
schen Erneuerungen und Wiederaufbau-
ten sowie Zweckänderungen und Erwei-
terungen.
Erneuerungen und Wiederaufbauten 
sind in Art. 24c RPG i.V.m. Art. 41 und 42 
Raumplanungsverordnung (RPV) gere-
gelt; Zweckänderungen und Erweiterun-
gen in Art. 37a RPG i.V.m. Art. 43 RPV.
Altrechtliche gewerbliche Bauten und 
Anlagen, die vor dem 1. Juli 1972 recht-
mässig bestanden haben, können er-
neuert und wiederaufgebaut werden 
(Art. 24c RPG, vgl. Merkblatt „Altrechtli-
che Bauten und Anlagen“).

Bei gewerblichen Bauten und An-
lagen ausserhalb der Bauzonen, 
welche vor dem 1. Januar 1980 
rechtmässig erstellt wurden oder 
seither als Folge von Änderungen 
der Nutzungspläne zonenwidrig 
geworden sind, ist unter gewis-
sen Voraussetzungen eine Zweck-
änderung sowie eine Erweiterung 
 zulässig.

Art. 37a Raumplanungsgesetz (RPG)

„Der Bundesrat regelt, unter welchen Voraussetzungen Zweckänderungen 
gewerblich genutzter Bauten und Anlagen zulässig sind, die vor dem 

1. Januar 1980 erstellt wurden oder seither als Folge von Änderungen der 
Nutzungspläne zonenwidrig geworden sind.“
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Art. 42 Abs. 3 Raumplanungsverordnung (RPV)

„Ob die Identität der Baute oder Anlage im Wesentlichen gewahrt bleibt,
ist unter Würdigung der gesamten Umstände zu beurteilen.“

Dachvorsprung

Solaranlage Fenster

Dacheinschnitt
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ausserhalb des bestehenden Volu-
mens gerechnet.
Im Gegensatz zur Bauzone wird also 

gerechnet. Die potenziell mögliche 
Erweiterung hängt von den zum Re-
ferenzzeitpunkt (i.d.R. 1. Juli 1972) 
vorhandenen Flächen ab. Die ma-
ximale Erweiterung kann aber nur 
dann ausgeschöpft werden, wenn 
die Identität des Bestandes gestal-

-
wahrt werden kann (vgl. Arbeitshilfe 
„Wesensgleichheit und Identität“) 
oder wenn eine deutliche Verbesse-
rung der architektonischen Gestal-
tung sowie eine optimale Einpas-
sung in die Landschaft erreicht wird 
(vgl. Arbeitsilfen „Architektonische 
Gestaltung“ und „Einpassung in die 
Landschaft“).

Anrechnung der Flächen
Die Grundsätze zur Berechnung der 
Flächen werden sowohl für die Aus-
gangslage (Referenzzustand) bei 
altrechtlichen Wohnbauten (d.h. für 
den massgebenden Zeitpunkt, i.d.R. 
1. Juli 1972) als auch für die aktuel-
len Projektplanungen angewendet.

Altrechtliche Bauten und Anlagen

Allgemeines

Erweiterungsmöglichkeiten von 
altrechtlichen Bauten und Anlagen
Altrechtliche Bauten und Anlagen ausser-
halb der Bauzone sind Bauten bzw. Anla-
gen, die in der Regel vor dem 1. Juli 1972 
rechtmässig erstellt wurden und nicht im 
Zusammenhang mit einem aktiven Land-
wirtschaftsbetrieb stehen.
Bei Erweiterungen nur innerhalb des be-
stehenden Gebäudevolumens darf die 
zum Referenzzeitpunkt bestandene Brutto-

werden.
Erfolgen Erweiterungen ausserhalb des 
bestehenden Volumens, darf die Er-
weiterung der BGF sowie der BNF  ge-

 

im bestehenden Volumen erweitert, wer-
den diese nur zur Hälfte angerechnet.

-
bauten werden vollständig als Erweiterung 

Bauten und Anlagen nach Art. 24c 
Raumplanungsgesetz (RPG) können 
unter gewissen Umständen erwei-
tert werden.

 
beiden folgenden Flächen arten unterteilt: 
 -
 -

-
nenwände und die Aussenwände angerechnet.

Die aBGF beinhaltet die 
dem Wohnen dienenden 
Flächen wie:

 - Schlafzimmer
 - Küche
 -
 -
 - Wintergärten (auch unbe-
heizte)

 - Zugänge (Korridor, Wind-
fang und Treppenhaus), 
die aBGF erschliessen

 - Grosse, hohe Lufträume 
 - Flächen, welche wärme-
gedämmt sind, eine ge-
nügende Erschliessung 
aufweisen und ausrei-
chend belichtet sind

 - Reduits, Einbauschränke, 
Vorratsräume in Wohnge-
schossen

Die BNF umfasst die einer 
Wohnnutzung dienenden 

 - Keller
 - Waschküche
 - Trockenräume
 - Technikräume
 -
 - Estrich
 - Veloabstellräume und ge-
deckte Veloabstellplätze

 - Unbeheizte Werkräume
 -
 - gedeckte Sitzplätze und 
Pergolen

 - am Wohnhaus angebaute 
Garten- und Gerätehäus-
chen und Holzschöpfe

 - Zugänge (Korridor und 
Treppenhaus), die nur 

-
sen
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Bewilligungsvoraus-
setzungen

Bauliche Veränderungen an altrecht-
lichen Bauten und Anlagen haben 
die prägenden Merkmale der bean-
spruchten Landschaft zu berücksichti-
gen. Bei Veränderungen von regional- 
typischen, qualitativen Bauten ist der 
Charakter des Gebäudes zu bewah-
ren. Ein Abwägen von Umfang, Form, 
Farbe und Materialität der geplanten 
Massnahmen am Gebäude als auch 
in der Umgebung und die Auseinan-
dersetzung mit dem landschaftlichen 
Kontext sind entscheidend für ein ge-
lungenes Projekt.

Wohngebäude, Erweiterun-
gen und Umbauten

Erwünscht
 + Berücksichtigung des regionaltypi-
schen Stils
 + Anpassung der äusseren Farbge-
bung an das landschaftliche Umfeld 
 + Entfernung untypischer Elemente, 
Materialien oder deren qualitativer 
Ersatz („Bausünden“ entfernen)
 + Ruhige Anordnung der Fenster in 
gleichem Format

Gesetzliche Grundlagen

Die Landschaft ist zu schützen  
(Art. 1 RPG). Insbesondere sollen sich 
Siedlungen, Bauten und Anlagen in 
die Landschaft einordnen. Naturnahe 
Landschaften sollen erhalten bleiben 
(Art. 3 RPG).
Der Landschaftsraum ist von Bauten 
und Anlagen möglichst frei zu halten. 
Für in ihrem Bestand geschützte Bau-
ten und Anlagen ist eine sorgfältige 
Planung von Baumassnahmen und 
Umgestaltungen erforderlich, sodass 
eine bestmögliche Einpassung in die 
Landschaft gewährleistet ist.
Veränderungen am äusseren Er-
scheinungsbild müssen für eine zeit-
gemässe Wohnnutzung oder eine 
energetische Sanierung nötig oder 
darauf ausgerichtet sein, die Einpas-
sung in die Landschaft zu verbessern  
(Art. 24c Abs. 4 RPG). Die Vereinbar-
keit mit den wichtigen Anliegen der 
Raumplanung ist zu gewährleisten.

Altrechtliche Bauten und An-
lagen dürfen unter gewissen 
Umständen baulich verändert 
werden. Dabei ist auf eine gute 
Einordnung in die Landschaft zu 
achten.

Art. 3 Abs. 2 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Die Landschaft ist zu schonen. Insbesondere sollen [...]
Siedlungen, Bauten und Anlagen sich in die Landschaft einordnen.“ 

Altrechtliche Bauten und Anlagen
Einpassung in die Landschaft
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Praxisfragen

Innenwärmedämmung 
Unter Innenwärmedämmung versteht 
man alle Massnahmen zur Wärme-
dämmung, die innerhalb eines Gebäu-
des umgesetzt werden. Meist ist damit 
die Innenwärmedämmung der Fas-
sade gemeint; sie kann angewendet 
werden, wenn die Aussenwände eines 
Gebäudes nicht verändert werden sol-
len oder dürfen, z.B. weil das Gebäu-
de unter Denkmalschutz steht. 
Die Innenwärmedämmung wird bis 
zu einer neuen Gesamtwandstärke 
von max. 35 cm der Wohn- resp. Ne-

 
hinausgehende Gesamtwandstärken 
werden der Wohn- resp. Nebennutz-

Aussenwärmedämmung
Unter Aussenwärmedämmung ver-
steht man alle Massnahmen zur Wär-
medämmung, die ausserhalb eines 
Gebäudes umgesetzt werden. Meist 
ist damit die Aussenwärmedämmung 
der Fassade gemeint.

Bewilligungs-
voraussetzungen

Die energetische Sanierung eines Ge-
bäudes umfasst die Modernisierung  
hinsichtlich der nötigen Lüftung, Wär-
medämmung, Warmwasser und Hei-
zung bzw. Kühlung.
Ältere Gebäude entsprechen diesbe-

Anforderungen und sollen entspre-
chend saniert werden können.
In Hinblick auf einen möglichst gerin-
gen Energieverbrauch sind Bauten 
und Anlagen ausreichend zu dämmen. 
Mit der energetischen Sanierung kann 
ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz 
geleistet werden. Mögliche Verbesse-
rungen können sein: eine neue Heiz- 
anlage, Fassaden- und Dachdäm-
mungen, der Austausch von Fenstern 
oder die Installation einer Photovol-
taikanlage.

Art. 24c Abs. 4 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Veränderungen am äusseren Erscheinungsbild müssen für eine zeitgemässe 
Wohnnutzung oder eine energetische Sanierung nötig oder darauf ausgerichtet 

sein, die Einpassung in die Landschaft zu verbessern.“

5 m

4 m

Ausgangslage

Beispiel

Wandaufbau:
20 cm Beton
Wohnfläche  20.00 m2

Innen-
wärmedämmung

Vollständige 
Anrechnung an 

Vollständige 
Anrechnung an 

Umbau bestehendes Gebäude

Diese Werte gelten für den Regelfall, sofern nicht anderweitige, öffentliche Interessen tangiert werden.

Wandstärke inkl. 
Wärmedämmung 
<35 cm 

Wandstärke inkl. 
Wärmedämmung 

>35 cm 

Abbruch und Wie-
deraufbau Gebäude

Vollständige Anrech-

auch bei Wandstärke 
>35 cm

Anrechnung an 

35 cm Wandstärke

Anrechnung an 

35 cm Wandstärke

Aussen-
wärmedämmung

Bei altrechtlichen Bauten und 
Anlagen, die unter Art. 24c Raum-
planungsgesetz (RPG) fallen, 
sind Massnahmen für eine ener-
getische Sanierung zulässig.

Vollständige Anrech-

auch bei Wandstärke 
>35 cm

Altrechtliche Bauten und Anlagen
Energetische Sanierung
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Referenzzustand

Als Referenzzustand gilt der recht-
mässige Zustand, in dem sich die 
Baute oder Anlage befand, als sie der 
Nichtbauzone zugewiesen wurde. In 
den meisten Fällen ist dies der 
1. Juli 1972, als das Gewässerschutz-
gesetz in Kraft trat und zum ersten Mal 
per Gesetz zwischen Baugebiet und 
Nichtbaugebiet unterschieden wurde.

Der Ausgangslage für die Berechnung 
des Erweiterungspotenzials nach 
Art. 24c RPG sind alle damals dem 
Wohnen (bzw. der Hauptnutzung) die-
nenden Flächen (Zimmer, Stube, Kü-
che, Bad usw.) anzurechnen, inkl. der 
direkt damit zusammenhängenden Ne-

Ehemals der Landwirtschaft dienende 
Flächen wie Ställe, Remisen, Ten-
ne, Heuböden sowie alleinstehende,  

unbewohnte landwirtschaftliche Bau-
ten und Anlagen können dem Refe-
renzzustand nicht angerechnet wer-
den.
Für die Berechnung der Flächen im 
Referenzzustand gelten die Vorgaben 
der Arbeitshilfe „Berechnung von zo-

.

Der Referenzzustand muss durch 
Baubewilligungen, bewilligte Pläne 
oder weitere Unterlagen (z.B. Gebäu-
deversicherungsauszüge, historische 
Fotos etc.) dokumentiert werden kön-
nen.

Sofern die Ausgangslage nicht mit  his-
torischen Dokumenten belegt werden 
kann, sind Bestandespläne (Mass- 
aufnahmen) zum Referenzzustand zu 
erstellen.

Damit ein Baugesuch nach Art. 
24c Raumplanungsgesetz (RPG) 
beurteilt werden kann, muss der 
massgebende Referenzzustand 
bekannt sein und die Gesuchsun-
terlagen müssen vollständig vor-
liegen.

Art. 42 Abs. 2 Raumplanungsverordnung (RPV)
„Massgeblicher Vergleichszustand für die Beurteilung der Identität ist der 

Zustand, in dem sich die Baute oder Anlage im Zeitpunkt der Zuweisung zum 
Nichtbaugebiet befand.“

§ 3 ff. Bauverfahrensverordnung (BVV)
„Gesuchsunterlagen“

Altrechtliche Bauten und Anlagen
Referenzzustand und Gesuchsunterlagen
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Im Nahbereich von Wohnhäusern 
(<7 m ab Fassade) kann eine unter-
geordnete Umgebungsgestaltung zu-
gelassen werden. Auf neue künstliche 
und feste Elemente (beispielsweise 
Stützmauern, Terrainaufschüttungen, 
befestigte Flächen) ist ausserhalb der 
Bauzonen zu verzichten. Auch von 
geschlossene Formhecken und Sicht-
schutz aus Gehölzen ist abzusehen.

Ausserhalb des Nahbereiches (>7 m ab 
Fassade) einer Baute sind grundsätz-
lich keine weiteren Bauten und Anlagen 

einheimischen und standortgerechten 
Einzelsträuchern oder Bäumen ausser-
halb des Nahbereichs ist möglich (vgl. 
Merkblatt „Verwendung einheimischer 

), 
wenn damit eine bessere Einpassung 
in die Landschaft erzielt wird.

Sofern eine Liegenschaft in einem Pe-
rimeter eines inventarisierten Land-
schaftsschutzobjektes liegt, müssen die 
jeweiligen Schutzziele / Einschränkun-
gen beachtet werden.
In Moorlandschaften von nationaler Be-
deutung ist auf eine Gestaltung der Um-
gebung gänzlich zu verzichten.

Gesetzliche Grundlagen

Die Landschaft ist gemäss Art. 3 Abs. 2 des 
Raumplanungsgesetzes (RPG) zu schonen. 
Insbesondere sollen sich Siedlungen, Bauten 
und Anlagen in die Landschaft einfügen. Bei 
altrechtlichen Wohnbauten muss zudem die 
Identität der bestehenden Umgebung in den 
wesentlichen Zügen gewahrt bleiben (Art. 42 
Abs. 1 der Raumplanungsverordnung, RPV), 
wobei eine Reduktion der Aussenanlagen 
möglich ist.

Öffentliches Interesse

Im Gegensatz zu Gebäuden in den Bauzonen 
stehen Bauten ausserhalb der Bauzonen in 
der Regel frei in der Landschaft. Die unmittel-
bare Umgebung einer Baute bildet das Binde-
glied zur umgebenden Landschaft.
Aufgrund ihrer Exponiertheit und damit weit-
reichenden Wahrnehmung besteht ein gros-
ses öffentliches Interesse an einer bestmögli-
chen Umgebungsgestaltung.

Private Garten- und Umgebungsgestal-
tungen sind ausserhalb der Bauzonen 
auf das Notwendigste zu beschränken. 
Der landschaftlichen Einordnung ist 
grösstmögliche Beachtung zu schen-
ken.

Art. 3 Abs. 2 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Die Landschaft ist zu schonen. Insbesondere sollen [...] Siedlungen, 
Bauten und Anlagen sich in die Landschaft einordnen.“

Altrechtliche Bauten und Anlagen
Umgebungsgestaltung
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Unbewohnte Gebäude zu Wohnen

Materiallager zu Produktionsbetrieb

Wohnen zu Handwerk, Gewerbe

Wohnen zu Restaurant

Restaurant zu Handwerk, Gewerbe

Schule zu Handwerk, Gewerbe

Schule zu Hotel, Restaurant

Schützenhaus zu Handwerk, Gewerbe

Schützenhaus zu Restaurant, Festlokal

Gewerbe zu Wohnen

Schützenhaus zu Materiallager für öffentliche Dienste

Militärisches Materiallager zu Zivile, extensive Lagernutzung

Schützenhaus zu Pfadiheim (keine Feste ausser Pfadiheimbetrieb)

Schule zu Wohnen

Militärische Unterkunft zu Ferienlager

Eisenbahnschuppen zu Materiallager für öffentliche Dienste

Restaurant zu Wohnen

Spital / Sanatorium zu Hotel

Militärisches Materiallager zu Materiallager für öffentliche Dienste

Schule zu Ferienlager

Wirtewohnung zu Wohnen

Nutzungsintensivierung
Die Erstellung einer zusätzlichen Wohnein-
heit ist nur dann innerhalb des bestehen-
den Volumens zulässig, wenn dadurch kei-
ne nachteiligen Auswirkungen auf Raum 
und Umwelt entstehen.
Ausserhalb des bestehenden Volumens 
darf keine Erweiterung erfolgen, die le-
diglich der Schaffung einer zusätzlichen 
Wohneinheit dienen soll.

Flächenmässige Vorgaben
Altrechtliche Wohnbauten können innerhalb 
des bestehenden Volumens erweitert wer-
den. Eine baulich am Bestand angelehnte 
Erweiterung ist nur bei Einhalten aller Krite-
rien der Wesensgleichheit auch ausserhalb 
des bestehenden Volumens möglich.
Veränderungen am äusseren Erschei-
nungsbild müssen jedoch für eine zeit-
gemässe Wohnnutzung (vgl. Arbeitshilfe 
„Zeitgemässe Wohnnutzung“) oder eine 
energetische Sanierung (vgl. Arbeitshilfe 
„Energetische Sanierung“) nötig oder dar-
auf ausgerichtet sein, die Einpassung in die 
Landschaft zu verbessern (vgl. Arbeitshilfe 
„Einpassung in die Landschaft“).
Weitere Ausführungen zur Flächenbere-
chung: vgl. Arbeitshilfe „Berechnung von 

.

Bewilligungs-
voraussetzungen

Bauliche Veränderungen an altrechtlichen 
Gebäuden oder Anlagen müssen deren 
Identität einschliesslich ihrer Umgebung 
wahren. Ob die Identität einer Baute oder 
Anlage im Wesentlichen gewahrt bleibt, 
ist unter Würdigung der gesamten Um-
stände (Grösse, äussere Erscheinung, 
innere Ausgestaltung, Lage, Nutzungsart 
und Nutzungsintensität) zu beurteilen.

Zweckänderungen
Zweckänderungen sind teilweise mög-
lich, sie verändern aber die Identität einer 
Baute stets in kleinerem oder grösserem 
Masse. Je umfangreicher die Zweckän-
derung ist, desto eher wird das zulässi-
ge Mass nach Art. 24c RPG überschrit-
ten. Handelt es sich um eine teilweise 
Zweckänderung, ist diese zwar bewil-
ligungsfähig, jedoch sind in diesem Fall 

i. d. R. auch kein Abbruch und Neubau 
zulässig (siehe Tabelle):

Bei Veränderungen an altrechtli-
chen Bauten und Anlagen, die un-
ter Art. 24c Raumplanungsgesetz 
(RPG) fallen, ist die Identität zu 
wahren.

Art. 42 Abs. 1 Raumplanungsverordnung (RPV)

„Eine Änderung gilt als teilweise und eine Erweiterung als massvoll, 
wenn die Identität der Baute oder Anlage einschliesslich ihrer Um-

gebung in den wesentlichen Zügen gewahrt bleibt. Verbesserungen 
gestalterischer Art sind zulässig.“

Zulässigkeit von Nutzungsänderungen (Beispiele)
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Altrechtliche Bauten und Anlagen
Wesensgleichheit und Identität
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nisgerechte Küche, keine genügende 
interne Erschliessung oder keine ge-
nügenden Raumhöhen aufweist. Auch 
neue Flächen ausserhalb des beste-
henden Gebäudevolumens für eine 
Heizung sind möglich, wenn innerhalb 
des Gebäudevolumens kein Platz da-
für existiert.

Erweiterungen ausser-
halb des bestehenden 
 Volumens

Ab einer anrechenbaren Bruttoge-
 

kann keine Erweiterung ausserhalb 
des bestehenden Volumens mehr er-
folgen, da diese Fläche zur Unterbrin-
gung der Anforderungen an ein zeit-
gemässes Wohnen ausreichend ist. 
Allfällige technische Einbauten sind 
möglich.

Erweiterungen innerhalb des beste-
henden Volumens sind auch über eine 

Arbeitshilfe „Berechnung von zonen-

Bewilligungs-
voraussetzungen

Bei altrechtlichen Wohnbauten sind 
unter anderem Veränderungen am 
äusseren Erscheinungsbild zulässig, 
die für eine zeitgemässe Wohnnut-

Bei neurechtlichen, ehemals land-
wirtschaftlich bewilligten Wohnbau-
ten sind hingegen nur Erweiterungen 
zulässig, welche für eine zeitgemäs-
se Wohnnutzung unumgänglich sind  

Zu prüfen ist eine Erweiterung in Fäl-
len, wo z.B. eine Wohneinheit oder ein 
Wohngebäude kein Bad, keine bedürf-

Ältere Wohnbauten ausserhalb 
der Bauzonen können den heu-
tigen Anforderungen einer zeit-
gemässen Wohnnutzung nicht 
immer gerecht werden. Bauliche 
Massnahmen zur Sicherung des 
zeitgemässen Wohnstandards 
können unter gewissen Umstän-
den bewilligt werden. 

Art. 24c Abs. 4 Raumplanungsgesetz (RPG)
„Veränderungen am äusseren Erscheinungsbild müssen für eine zeitgemässe 

Wohnnutzung oder eine energetische Sanierung nötig oder darauf ausgerichtet 
sein, die Einpassung in die Landschaft zu verbessern.“

Art. 24d Abs. 1 Raumplanungsgesetz (RPG)
„In landwirtschaftlichen Wohnbauten, die in ihrer Substanz erhalten sind, 

 können landwirtschaftsfremde Wohnnutzungen zugelassen werden.“

Art. 42a Abs. 1 Raumplanungsverordnung (RPV)
„Im Rahmen von Artikel 24d Absätze 1 und 3 RPG sind Erweiterungen zulässig, 

welche für eine zeitgemässe Wohnnutzung unumgänglich sind.“

Altrechtliche Bauten und Anlagen
Zeitgemässe Wohnnutzung
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Bewilligungs-
voraussetzungen

Geplante Bauten und Anlagen haben 
die prägenden Merkmale der bean-
spruchten Landschaft zu berücksich-
tigen. Sie sind regional typisch aus-
zuführen sowie dem Charakter der 
bestehenden Bauten und Anlagen 
anzupassen. 
Ein Abwägen von Volumetrie, Form, 
Farbe und Materialität der geplanten 
Massnahmen am Gebäude als auch 
in der Umgebung und die Auseinan-
dersetzung mit dem landschaftlichen 
Kontext sind entscheidend.

Ausgangslage

Der Landschaftsraum ist von Bauten 
und Anlagen grundsätzlich freizuhal-
ten. Sind Bauten und Anlagen jedoch 
für die landwirtschaftliche Tätigkeit 
notwendig, können diese bei einer 
landschaftsverträglichen Einpassung 
bewilligt werden (Art. 3 und 16a des 
Raumplanungsgesetzes, RPG). 
Bedingt durch den Strukturwandel 
in der Landwirtschaft und durch die 
rasch voranschreitende technische 
Entwicklung haben sich die Anforde-
rungen und damit auch die Erschei-
nungsbilder der landwirtschaftlichen 
Gebäude verändert.

Grössere Betriebe bedingen grös-
sere Bauten und Anlagen. Aufgrund 
ihrer weitreichenden Wirkung in der 
Landschaft ist der bestmöglichen, 
landschaftsverträglichen Planung von 
Neubauten oder Umbauten eine zu-
nehmende Bedeutung beizumessen.

Landwirtschaftliche Bauten und 
Anlagen ausserhalb des Sied-
lungsgebiets sind aufgrund ihrer 
Grösse sorgfältig in die Land-
schaft einzupassen.

Art. 3 Abs. 2 Raumplanungsgesetz (RPG)

„Die Landschaft ist zu schonen. Insbesondere sollen: [...]
Siedlungen, Bauten und Anlagen sich in die Landschaft einordnen;“

Einpassung von zonenkonformen 
Bauten und Anlagen in die 

Landschaft

Das komplexe Fach- und Rechtsgebiet zum Bauen ausserhalb der Bauzonen ist nun übersichtlich dargestellt und  
einfach zugänglich. Die Merkblätter und Arbeitshilfen sind ab dem 9. Juli 2020 auf der Seite 49 angegebenen Website verfügbar. 

Quelle: ARE
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rungen am äusseren Erscheinungsbild 

müssen für eine zeitgemässe Wohnnut-

zung oder eine energetische Sanierung 

nötig oder darauf ausgerichtet sein, die 

Einpassung in die Landschaft zu ver-

bessern.

Gewerbliche Bauten sind in Art.  37a 

RPG als Sonderfall der erweiterten Be-

sitzstandsgarantie des Art.  24 c RPG 

geregelt. Demnach sind bei gewerbli-

chen Bauten und Anlagen, welche vor 

dem 1. Januar 1980 rechtmässig er-

stellt wurden oder seither als Folge  

von Änderungen der Nutzungspläne  

weise die Behebung von «Bausünden», 

sind jedoch zulässig. Die Nutzflächen 

können dabei unter gewissen Umstän-

den erweitert werden.

… und vor einem bestimmten  
Datum gebaut
Als Vergleichszustand für die Beurtei-

lung der Identität und der Erweiterungs-

möglichkeiten gilt der Zeitpunkt, als die 

Baute dem Nichtbaugebiet zugewiesen 

wurde. In der Regel ist dies der 1. Juli 

1972, als das eidgenössische Gewäs-

serschutzgesetz in Kraft trat. Verände-

Sogenannt positiv standortgebunden 

ist ein Vorhaben, wenn es aus objekti-

ven Gründen an einen bestimmten Ort 

gebunden ist – zum Beispiel Wasserre-

servoire, Trafostationen, Mobilfunkanla-

gen, Pumpwerke und Quellwasserfas-

sungen. Auch Bienenhäuser, -kästen 

und -magazine können als positiv stand-

ortgebunden bewilligt werden. 

Von einer negativen Standortgebun-

denheit spricht man, wenn ein Vorhaben 

nicht in einer Bauzone realisiert werden 

soll, weil etwa unerwünschte Emissio-

nen von der Anlage ausgehen.

Ebenfalls als standortgebunden gelten 

unter gewissen Voraussetzungen Än-

derungen an Bauten in Streusiedlungs-

gebieten; so im Zürcher Oberland, wo 

die Landschaft durch verstreute Einzel-

bauten geprägt ist. In den im kantonalen 

Richtplan festgelegten Streusiedlungs-

gebieten soll die Dauerbesiedlung im 

Hinblick auf die angestrebte räumliche 

Entwicklung gestärkt werden.

Zweckänderungen ohne bauliche 
Massnahmen genau abklären
Zweckänderungen von rechtmässig er-

stellten Bauten oder Anlagen ausser-

halb der Bauzonen können nach Art. 

24a RPG bewilligt werden, sofern kei-

ne baulichen Massnahmen notwendig 

sind. Demnach können Ökonomiege-

bäude aufgegebener Landwirtschafts-

betriebe nichtlandwirtschaftlich weiter-

verwendet werden. Voraussetzung für 

eine Bewilligung ist jedoch, dass kei-

nerlei bauliche Veränderungen vorge-

nommen werden. Deshalb ist auch ein 

baulicher Brandschutz oder eine Verän-

derung zur Einhaltung des Gewässer-

schutzes ausgeschlossen. Denkbar ist 

eine Nutzung als stilles Lager.

Altrechtliche Bauten und  
Anlagen veränderbar soweit 
 Identität gewahrt …
Bauten und Anlagen ausserhalb der 

Bauzone dürfen gemäss Art. 24c RPG 

erneuert, teilweise geändert, massvoll 

erweitert und wiederaufgebaut werden, 

wenn sie vor dem 1. Juli 1972 recht-

mässig erstellt wurden. Dies gilt eben-

falls, wenn sie durch eine nachträgli-

che Planänderung, beispielsweise eine 

Umzonung einer Bauzone in die Land-

wirtschaftszone, zonenfremd geworden 

sind. Es handelt sich um so genannte 

altrechtliche Bauten und Anlagen. 

Bauliche Veränderungen müssen die 

Identität solcher Bauten oder Anlagen 

einschliesslich der Umgebung in den 

wesentlichen Zügen wahren. Verbes-

serungen gestalterischer Art mit einer 

qualitätsvollen Architektur, beispiels-

Die grafische Übersicht erleichtert die Orientierung in den verschiedenen 
Themen des Bauens ausserhalb der Bauzonen. 

Quelle: ARE

Landwirtschaft (zonenkonforme Bewilligungen)

Andere (zonenfremde Ausnahmebewilligungen)

Spezialthemen

 

  

Beiz+Hofladen

Landwirtschaftliches
Wohnen

Hofläden und
nichtlandwirtschaftliche
Nebenbetriebe 

Weideunterstand als
Witterungsschutz

Einzäunungen ausserhalb der Bauzonen
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Tierhaltung

Landwirtschaftliche
Pferdehaltung

Landwirtschaftliche
Ökonomiegebäude

Silos und
Siloballenlager

Einpassung von zonenkonformen
Bauten und Anlagen in die Landschaft

Bienenhäuser

Standortgebundene Bauten und AnlagenZweckänderung ohne bauliche Massnahmen
(z.B. ehemalige Ökonomiegebäude)

Altrechtliche gewerbliche
Bauten und Anlagen
(Vor 1. Januar 1980)

Altrechtliche Bauten und Anlagen
(Vor 1. Juli 1972, z.B. Wohnhäuser)

Schützenswerte
Bauten und Anlagen

Hobbymässige Pferdehaltung
und Hinweise für andere Tierarten

- Referenzzustand und
  Gesuchsunterlagen
- Wesensgleichheit und Identität
- Umgebungsgestaltung 
- Einpassung in die Landschaft
- Energetische Sanierung
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  Flächen
- Architektonische
  Gestaltungselemente

Bauten im
Streusiedlungsgebiet

Solaranlagen

Verwendung einheimischer
Pflanzen ausserhalb der Bauzonen

Überstellen der
Bauzonengrenze
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zonenwidrig geworden sind, unter ge-

wissen Voraussetzungen Zweckände-

rungen sowie Erweiterungen zulässig. 

Schutzobjekte verändern
Die vollständige Zweckänderung von 

als schützenswert anerkannten Bauten 

und Anlagen ist dann zulässig, wenn 

diese von der zuständigen Behörde  

unter Schutz gestellt worden sind und 

ihre dauernde Erhaltung nicht anders  

sichergestellt werden kann (Art. 24d 

Abs. 2 RPG und § 358 a Abs. 2 lit. b 

PBG). Der Gesetzgeber wollte, dass 

Schutzobjekte fortbestehen können, 

wenn der Erhalt für die Grundeigentü-

merschaft finanziell zumutbar ist. Der 

Nachweis, dass eine bauliche Verände-

rung oder eine Zweckänderung für den 

dauerhaften Erhalt notwendig ist, muss 

von der Grundeigentümerschaft zwei-

felsfrei dargelegt werden.

Hobbymässige Tierhaltung
Die hobbymässige Tierhaltung benötigt 

ausserhalb der Bauzone eine Ausnah-

mebewilligung nach Art. 24 e RPG. Da 

solche Bauvorhaben im Kanton Zürich 

mehrheitlich Pferde und Ponys betref-

fen, hat sich das ARE auf ein Merkblatt 

zur hobbymässigen Pferdehaltung be-

schränkt, worin Hinweise zur hobby-

mässigen Haltung anderer Tiere gege-

ben werden.

Ausgangslage (vor 1972)
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Ausgangslage (vor 1972)
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Die Berechnungsweise der Nutzfläche ausserhalb der Bauzone weicht erheblich von jener der Ausnützungsziffer  
in der Bauzone ab. 

Quelle: ARE

Ziel ist: Bauten und Anlagen sollen 
sich in die Landschaft einfügen. 

Quelle: ARE

Berechnungsbeispiele

Arbeitshilfen
Für die komplexe Beurteilung der We-

sensgleichheit, der Umgebungsge-

staltung und der architektonischen 

Gestaltung hat das ARE verschiedene 

Arbeitshilfen erarbeitet. Auch für die 

Voraussetzungen bei Veränderungen 

am äusseren Erscheinungsbild sind 

Arbeitshilfen zu den Themen «Zeitge-

mässe Wohnnutzung», «Energetische 

Sanierung» und «Einpassung in die 

Landschaft» verfügbar. 

Das weitreichende Paket an Hilfsmit-

teln zu Art. 24c RPG wird durch eine 

Arbeitshilfe «Referenzzustand und 

Gesuchsunterlagen» vervollständigt. 

Diese soll sicherstellen, dass vollstän-

dige Akten eingereicht werden und das 

Baugesuchsverfahren nicht aufgrund 

fehlender Dokumente sistiert und da-

mit verzögert werden muss.

Verfügbar sind die Hilfen ab 9. Juli 2020 

auf der Website oder per QR-Code.
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